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Obhutsentzug nach der Scheidung
Die VB entzieht einer geschiedenen Mutter, deren beide Kinder bei der Scheidung unter ihre elterliche Sorge gestellt wurden, die Obhut gestützt auf Art. 310 ZGB und will sie bei Dritten unterbringen. In dieser Situation beantragt der Vater, die Kinder bei ihm zu platzieren. Die Jugend- und Familienberatungsstelle erkundigt sich, ob

· dies zulässig sei oder ob der Vater nicht vielmehr beim Gericht in Abänderung des Scheidungsurteils die Umteilung der elterlichen Sorge beantragen müsse,

· die Kinder gegen den Willen der Mutter beim Vater platziert werden könnten

· ob eine solche Platzierung, selbst wenn sie obhutsrechtlich zulässig wäre, mit dem Kindeswohl verträglich wäre.

Erwägungen

1. Zur Anordnung von Kindesschutzmassnahmen, wozu die Entziehung der Obhut nach Art. 310 ZGB gehört, ist nach Art. 315 Abs. 1 ZGB ausserhalb eines laufenden ehe-rechtlichen Verfahrens die Vormundschaftsbehörde zuständig. Das Gericht ist dafür nur zuständig, wenn es im Rahmen eines Eheschutz- oder Scheidungsverfahrens sowie in einem Prozess über die Abänderung des Scheidungsurteils die Beziehungen der Eltern zu den Kindern zu gestalten hat (Art. 315a Abs. 1 und 2 und 315b Abs. 1 Ziff. 1 und 2 ZGB).
2. Wenn der Vater lediglich die Platzierung der Kinder bei ihm beantragt, ohne gleich-zeitig die elterliche Sorge über sie zu beanspruchen, ist deshalb die Vormundschafts-behörde zuständig darüber zu entscheiden. Sie ist, nachdem sie der Mutter die Obhut entzogen hat, Inhaberin der rechtlichen Obhut (Aufenthaltsbestimmungsrecht) und entscheidet nach pflichtgemässem Ermessen über die angemessene Unterbringung (Art. 310 Abs.1 ZGB). Wenn der Vater für die Erziehung und Betreuung der Kinder geeignet und dazu bereit ist, steht einer Platzierung bei ihm grundsätzlich nichts im Weg. Das Einverständnis der Mutter ist dafür nicht erforderlich; die Wirkung des Obhutsentzugs besteht ja darin, dass die Mutter nicht mehr über den Aufenthalt der Kinder bestimmen kann und dass die Vormundschaftsbehörde die Kinder auch gegen ihren Willen bei Pflegeeltern oder in einer stationären Einrichtung oder eben beim Vater unterbringen kann.
3. Wenn allerdings der Widerstand der Mutter gegen eine Platzierung der Kinder beim Vater die möglicherweise ohnehin schon belastete Beziehung zwischen den Eltern zusätzlich belastet und zu einer Eskalation des Konfliktpotenzials zwischen den Eltern führt und sich diese Situation ungünstig auf die Kinder und deren Beziehung zu einem oder beiden Elternteilen auswirkt, handelt es sich um keine mit dem Kindeswohl verträgliche Lösung.

4. Falls der Vater mit einer allfälligen Platzierung der Kinder bei ihm auch die Übertragung der elterlichen Sorge wünscht, ist dafür die VB zuständig wenn die Mutter damit einverstanden ist (Art. 134 Abs. 3 ZGB). Ist die Mutter nicht damit einverstanden, muss der Vater mit einer Klage auf Abänderung des Scheidungsurteils an das Gericht gelangen (Art. 134 Abs. 3 ZGB). Dieses würde dann auch über die Anordnung allfälliger Kindesschutzmassnahmen entscheiden (Art. 315b Abs. 1, Ziff. 2 ZGB).

5. In der Praxis kommt es immer wieder vor, dass nach einer Scheidung Kinder, die einem Elternteil zugesprochen wurden, „zum anderen Elternteil ziehen“, sei es mit dem ausdrücklichen oder stillschweigenden Einverständnis des Inhabers oder der Inhaberin der elterlichen Sorge, sei es indem die Kinder „aus eigenem Antrieb“ zum anderen Elternteil ziehen und Fakten schaffen. Falls es sich dabei nicht nur um eine vorübergehende Lösung handelt, folgt in vielen Fällen früher oder später auch die Umteilung der elterlichen Sorge, oft mit dem Einverständnis des bisherigen Inhabers mit Genehmigung durch die Vormundschaftsbehörde (Art. 134 Abs. 3 ZGB) oder gegen seinen Willen durch das Gericht Art. 134 Abs 3 ZGB).
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